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Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten, 
sehr geehrte Damen und Herren,

die digitale Transformation schreitet weiter unaufhaltsam voran. Ein weiteres Beispiel dafür 
ist die gesetzliche Einführung der E-Rechnungspflicht. Ab dem 1. Januar 2025 können 
Unternehmer grundsätzlich elektronische Rechnungen ausstellen. Ab dem 1. Januar 2027 
müssen Unternehmer, die im Jahr 2026 die Umsatzgrenze von € 800.000 überschritten 
haben, elektronische Rechnungen für ihre Leistungen ausstellen. 

Elektronische Rechnungen im Sinne des Gesetzgebers sind beispielsweise Rechnungen 
im XStandard oder ZUGFeRD-Format (zumindest ab Version 2.0.1). Eine elektronische 
Rechnung ist demnach nicht die per E-Mail versendete PDF-Rechnung. 

Im Ergebnis bedeutet dies, dass jeder Unternehmer zwingend ab dem 1. Januar  2025 
E-Rechnungen empfangen und verarbeiten können muss. Für den Empfang von 
E-Rechnungen sieht der Gesetzgeber keine Übergangsregelungen vor. Um den Vorsteuer
abzug aus E-Rechnungen wegen technischer Verarbeitungsprobleme zu vermeiden, sind 
demnach die Softwarelösung sowie die betroffenen Prozesse frühzeitig zu untersuchen 
und gegebenenfalls anzupassen. 

Trotz dessen, dass noch einige Fragen offen sind, begleiten wir Sie gerne beim Um
stellungsprozess und halten Sie vor allem weiterhin informiert. Die Finanzverwaltung 
hat für das IV. Quartal 2024 die finalen Informationen zur Einführung der E-Rechnung 
angekündigt. 

Wir beraten Sie und stehen Ihnen bei Fragen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen im Namen des gesamten RINKE-Teams

 
StB Mathias Malewski 
Geschäftsführer

Mathias Malewski
Steuerberater · Geschäftsführer



Das Bundesverfassungsgericht hatte im Jahr 
2018 die bisherige Ermittlung der Grundsteuer wegen 
Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz (vgl. Art. 3 
Abs. 1 Grundgesetz) für verfassungswidrig erklärt und 
den Gesetzgeber zur Neuregelung verpflichtet.8 

Im Rahmen der Grundsteuerreform wurde die 
Grundstücksbewertung neu geregelt (sog. Bundes­
modell). In diesem Zusammenhang wurde den 
Ländern die Möglichkeit zu einer abweichenden 
Gesetzgebung eingeräumt (sog. Länderöffnungs
klausel), wovon einige Bundesländer Gebrauch 
gemacht haben.

In der Folgezeit wurden die Grundstücks
eigentümer zur Abgabe von Feststellungserklärungen 
aufgefordert, auf deren Grundlage die Finanzämter 
zwischenzeitlich einen Grundsteuerwert- und einen 
Grundsteuermessbescheid erlassen haben. Im nächs-
ten Schritt müssen die Gemeinden – sofern noch 
nicht geschehen – die Hebesätze festlegen und ab 
2025 auf Basis der neuen Grundsteuermessbeträge 
die Grundsteuer festsetzen.

Der Bundesfinanzhof hat nun in zwei Verfahren 
des vorläufigen Rechtsschutzes zu den neuen 
Bewertungsregelungen nach dem Bundesmodell ent
schieden, dass Zweifel an der Höhe der festgestellten 
Grundsteuerwerte bestehen und Aussetzung der 
Vollziehung gewährt.9 Nach Auffassung des Gerichts 
muss im Einzelfall die Möglichkeit bestehen, einen 
unter dem festgestellten Grundsteuerwert liegenden 
Wert des Grundstücks nachzuweisen, sofern der 
Grundsteuerwert erheblich über dem Verkehrswert 
liegt. Nach bisheriger Rechtsprechung zu anderen 
pauschalierenden und typisierenden Bewertungs
verfahren ist dies der Fall, wenn der festgestellte 
Wert den nachgewiesenen niedrigeren Wert um 
mindestens 40 % übersteigt.10 

Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs betrifft 
nur den vorläufigen Rechtsschutz. Eine abschließende 
Entscheidung ist damit nicht verbunden, insbeson
dere nicht hinsichtlich der Verfassungsmäßigkeit des 
neuen Bewertungsrechts insgesamt. Die Entwicklung 
der Rechtsprechung ist daher weiterhin abzuwarten.

Unterhaltsleistungen für gesetzlich unterhalts
berechtigte Personen (z. B. Eltern oder Kinder) oder 
für Personen, denen zum Unterhalt bestimmte 
öffentliche Mittel gekürzt werden (z. B. der unver
heiratete Partner), können im Rahmen der außer
gewöhnlichen Belastungen berücksichtigt werden. 
Die Leistungen sind bis zur Höhe des Grundfreibe-
trags (2023: 10.908 Euro, 2024: 11.604 Euro) abzugs
fähig.11 Voraussetzung ist zudem, dass kein Anspruch 
auf Kindergeld bzw. Kinderfreibetrag für die unter-
stützte Person besteht. Eigene Einkünfte und Bezüge 
des Empfängers, die den Betrag von 624 Euro im Jahr 
übersteigen, sowie Ausbildungshilfen (z. B. BAföG 
oder Stipendien) mindern den Höchstbetrag.12

Darüber hinaus ist Voraussetzung, dass die 
unterhaltene Person nur ein geringes Vermögen 
besitzt; ein angemessenes Hausgrundstück bleibt 
dabei unberücksichtigt.13 Nach Ansicht der Finanz
verwaltung ist darunter Vermögen bis zu einem 
gemeinen Wert (Verkehrswert) von 15.500 Euro 

zu verstehen;14 die Höhe ist jedoch seit 1975 
unverändert.

Der Bundesfinanzhof 15 hat jetzt über die Ange-
messenheit der Wertgrenze und über die Ermittlung 
des geringen Vermögens entschieden. Das Gericht 
sah die Vermögensgrenze noch als angemessen 
an, da das Schonvermögen im Streitjahr 2019 noch 
deutlich oberhalb des steuerlichen Grundfreibetrags 
(2019: 9.168 Euro, 2024: 11.604 Euro) liegt und auch 
nicht den sog. „Notgroschen“ von 10.000 Euro i. S. 
des Zivil- und Sozialrechts unterschreitet.16

Zur Ermittlung der Höhe des zu berücksich-
tigenden Vermögens entschied das Gericht, dass 
angesparte und noch nicht verbrauchte Unter-
haltsleistungen grundsätzlich erst nach Ablauf des 
Kalenderjahrs ihres Zuflusses zu (abzugsschädlichem) 
Vermögen werden. Ende Dezember erhaltene Unter-
haltszahlungen für Januar sind daher als regelmäßig 
wiederkehrende Einnahme i. S. von § 11 Abs. 1 Satz 
2 EStG erst im Folgejahr zu berücksichtigen.

2	� UNTERHALTSAUFWENDUNGEN: GERINGES VERMÖGEN DER 
UNTERHALTENEN PERSON

	 8	� BVerfG-Urteil vom 10.04.2018 1 BvL 11/14, 1 BvL 12/14, 1 BvL 1/15,  
1 BvR 639/11, 1 BvR 889/12.

	 9	� BFH-Beschlüsse vom 27.05.2024 II B 78/23 (AdV) und II B 79/23 (AdV).

	10	�� Siehe dazu BFH-Urteil vom 16.11.2022 II R 39/20 (BStBl 2024 II S. 246).

	11	�� Übernommene Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge der unter
haltenen Person sind zusätzlich zum Höchstbetrag zu berücksichtigen.

	12	� Vgl. § 33a Abs. 1 EStG.

	13	� Siehe § 33a Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 EStG.

	14	� R 33a.1 Abs. 2 Satz 3 EStR.

	15	� BFH-Urteil vom 29.02.2024 VI R 21/21.

	16	� BGH-Beschluss vom 07.08.2013 XII ZB 269/12.

1	� ENTSCHEIDUNGEN ZUR GRUNDSTEUERWERTFESTSTELLUNG
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	17	� Siehe R 4.2 Abs. 1 EStR. Besonderheiten gelten bei Grundstücken.

	18	� SBFH-Urteil vom 16.06.2020 VIII R 9/18 (BStBl 2020 II S. 845).

	19	� BVerfG-Beschluss vom 17.08.2023 2 BvR 2161/20.

	20	� Siehe § 40 Abs. 2 Satz 1 Nr. 8 EStG n. F.

	21	� Siehe § 8 Abs. 2 Satz 2 bis 5 EStG.

4	 �JAHRESSTEUERGESETZ 2024: NEUES MOBILITÄTSBUDGET

Der Regierungsentwurf für ein Jahressteuer
gesetz 2024 enthält eine Vielzahl von Einzelmaß
nahmen, die überwiegend technischen Charakter 
haben. Inhaltlich hervorzuheben ist insbesondere die 
neue Pauschalbesteuerung von Mobilitätsbudgets.20

Durch diese Regelung sollen Arbeitgeber 
die Möglichkeit erhalten, die Lohnsteuer auf ein 
Mobilitätsbudget für die außerdienstliche Nutzung 
von Mobilitätsleistungen in Form eines Sachbezugs 
oder eines Zuschusses pauschal mit 25 % zu 
erheben. Dies gilt aber nur, soweit das Mobilitäts
budget zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt wird. Die Möglichkeit der 
Pauschalbesteuerung ist auf einen Höchstbetrag von 
2.400 Euro im Kalenderjahr begrenzt.

Beim Mobilitätsbudget steht die kurzfristige, 
gelegentliche und bedarfsgerechte Bereitstellung 
verschiedener Mobilitätsformen an Arbeitnehmer 
im Vordergrund. Begünstigt sind Fortbewegungs
möglichkeiten wie beispielsweise E-Scooter, die 
gelegentliche Inanspruchnahme von Car-Sharing-, 
Bike-Sharing- sowie sonstige Sharing-Angebote 

und Fahrtdienstleistungen. Der Erwerb von Einzel
fahrkarten, Zeitkarten und Ermäßigungskarten für 
den Bus- und Bahnverkehr fällt ebenfalls unter die 
Neuregelung.

Die dauerhafte und nicht nur gelegentlichen 
Nutzung von Kraftfahrzeugen (z. B. auf Dauer aus
gelegte Mietwagen-, Leasing- oder Abo-Modelle) ist 
ausgeschlossen. Dies gilt ebenso für Luftfahrzeuge, 
private Kraftfahrzeuge der Arbeitnehmer und 
den Arbeitnehmern dauerhaft auch zur privaten 
Nutzung überlassene betriebliche Kraftfahrzeuge. 
Die Regelungen zur sog. Dienstwagenbesteuerung 21 
bleiben unverändert.

Die neue Pauschalbesteuerung ist nur dann zu-
lässig, wenn nicht bereits eine Pauschalbesteuerung 
des Sachbezugs oder Zuschusses nach § 40 Abs. 
2 Satz 2 Nr. 1 EStG erfolgt. Beide Regelungen sind 
jeweils nur alternativ anwendbar. Das gilt sinngemäß 
auch für die Pauschalbesteuerung nach § 37b EStG. 
Hier können die beiden Regelungen jeweils nur alter-
nativ angewendet werden.

Wirtschaftsgüter, die ausschließlich und unmit-
telbar für eigenbetriebliche Zwecke genutzt werden 
oder dazu bestimmt sind, stellen notwendiges 
Betriebsvermögen dar.

Dagegen können Wirtschaftsgüter, die nicht 
überwiegend betrieblich genutzt werden, aber in 
einem gewissen objektiven Zusammenhang mit dem 
Betrieb stehen, dem Betriebsvermögen zugeordnet 
werden, wenn die betriebliche Nutzung 
mindestens 10 % und höchstens 50 % beträgt 
(sog. gewillkürtes Betriebsvermögen). Dies gilt 
unabhängig von der Gewinnermittlungsart, d. h. 
sowohl für Bilanzierende als auch für Steuerpflichtige, 
die ihren Gewinn durch Einnahmenüberschuss
rechnung ermitteln (z. B. Freiberufler).17 

Der Bundesfinanzhof 18 hatte entschieden, dass 
der Gewinn aus dem Verkauf eines PKW, der dem 
gewillkürten Betriebsvermögen zugeordnet wurde, in 
voller Höhe der Einkommensteuer zu unterwerfen ist.

Im Streitfall wurde ein PKW, der zu 25 % 

betrieblich (freiberuflich) und zu 75 % für private 
Zwecke genutzt wurde, in vollem Umfang dem 
Betriebsvermögen zugeordnet. Trotz der jährlichen 
Nutzungsentnahme von 75 % sah das Gericht weder 
Gründe für eine anteilige Kürzung des Veräußerungs
erlöses bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns 
noch für eine gewinnmindernde Korrektur des 
Veräußerungsgewinns in Höhe der auf die private 
Nutzung entfallenden Abschreibungen.

Der Bundesfinanzhof begründete dies damit, 
dass die Besteuerung der Nutzungsentnahme unter 
Berücksichtigung der Abschreibungen in keinem 
rechtlichen oder wirtschaftlichen Zusammenhang mit 
der Bemessung des Veräußerungsgewinns steht, da 
es sich um unterschiedliche Vorgänge handelt, die ge-
trennt zu betrachten sind. Im Streitfall hatte der Frei-
berufler Beschwerde gegen diese Entscheidung beim 
Bundesverfassungsgericht eingelegt. Die Beschwerde 
ist nicht angenommen worden. Die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs ist damit rechtskräftig.19

3	� VERKAUF EINES PKW AUS DEM GEWILLKÜRTEN BETRIEBSVERMÖGEN – 
VERFASSUNGSBESCHWERDE ABGEWIESEN
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	22	� Vgl. dazu Abschn. 12.16 Abs. 11 und Abs. 12 UStAE.

	23	� Siehe dazu Abschn. 3.10 Abs. 5 UStAE.

	24	� Siehe BFH-Beschlüsse vom 10.01.2024 XI R 11/23, XI R 13/23 
und XI R 14/23.

	25	� BFH-Urteil vom 16.11.2017 VI R 31/16 (BStBl 2018 II S. 404).

	26	� FG Münster vom 06.02.2024 1 K 1448/22 E (EFG 2024 S. 947).

Die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen 
zur kurzfristigen Beherbergung von Gästen in 
Hotels, Pensionen usw. sowie die kurzfristige 
Vermietung von Campingflächen unterliegen gem. 
§ 12 Abs. 1 Nr. 11 UStG dem ermäßigten Umsatz
steuersatz von 7 %. Das gilt jedoch nicht für 
(Neben-)Leistungen zur Beherbergung, die nicht 
unmittelbar der Vermietung dienen, auch wenn 
diese Leistungen mit dem Entgelt für die Vermietung 
abgegolten sind; hierfür ist der Regelsteuersatz von 
19 % anzuwenden. Das bedeutet, dass für Neben
leistungen wie Frühstück und die Bereitstellung 
von Parkplätzen, WLAN, Fitness- und Wellness
einrichtungen usw. 19 % Umsatzsteuer abzuführen 

sind, auch wenn dafür kein besonderes Entgelt in 
der Rechnung ausgewiesen wurde. In diesem Fall ist 
der Nebenleistungsanteil zu schätzen.22

Dieses Aufteilungsgebot widerspricht aller-
dings dem umsatzsteuerrechtlichen Grundsatz, dass 
eine Nebenleistung das Schicksal der Hauptleistung 
teilt.23 Danach würden auch die Nebenleistungen bei 
einer Beherbergung dem ermäßigten Umsatzsteuer-
satz von 7 % unterliegen.

Der Bundesfinanzhof 24 hat Zweifel, ob das 
Aufteilungsgebot bei Beherbergungsleistungen 
mit EU-Recht vereinbar ist, und hat deshalb den 
Europäischen Gerichtshof zwecks Klärung angerufen.

 

5	� UMSATZSTEUERSATZ BEI NEBENLEISTUNGEN ZUR BEHERBERGUNG

6	� KEINE DOPPELTE HAUSHALTSFÜHRUNG BEI HAUPTWOHNSITZ IN DER 
NÄHE DES BESCHÄFTIGUNGSORTS

Notwendige Mehraufwendungen, die wegen 
einer beruflich veranlassten doppelten Haushalts
führung entstehen, können als Werbungskosten 
bzw. Betriebsausgaben abgezogen werden 
(vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 5 EStG). Dazu gehören u. a. 
die Miete für die Wohnung am Beschäftigungsort 
und in den ersten 3 Monaten auch Pauschalen für 
Verpflegungsmehraufwand. Erforderlich ist, dass 
außerhalb des Orts der ersten Tätigkeitsstätte ein 
eigener Hausstand und auch am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte eine Wohnung unterhalten wird.

Eine Mindestentfernung des eigenen Haus
stands von der ersten Tätigkeitsstätte sieht das 
Gesetz zwar nicht vor; eine berufliche Veranlassung 
für den Zweitwohnsitz wird aber regelmäßig 
verneint, wenn die Arbeitsstätte innerhalb einer 
Stunde vom Hauptwohnsitz erreicht werden kann.25 
Wie das Finanzgericht Münster 26 jetzt entschieden 
hat, kommt es dabei nicht darauf an, dass die 
Fahrzeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln zwar zwei 
Stunden täglich beträgt, die erste Tätigkeitsstätte 
aber nur 30 km vom ersten Wohnsitz entfernt 
liegt und mit dem PKW auch im Berufsverkehr in 
ca. 50 Minuten zu erreichen ist. Die Aufwendungen 
für eine näher am Beschäftigungsort gelegene 
Zweitwohnung wurden daher als privat veranlasst 
angesehen und nicht zum Abzug zugelassen.
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	27	� Siehe § 240 Abs. 1 AO.

	28	� Bei nicht fristgemäßer Abgabe von Steueranmeldungen können 
aber Verspätungszuschläge festgesetzt werden (siehe § 152 AO).

	29	� Siehe § 240 Nr. 5 b) AEAO.

Beispiele:

Die Einkommensteuer-Vorauszahlung wird grundsätzlich fällig am 10.,

das ist ein Fälligkeit
hinausgeschobene 

Fälligkeit
Ende der  

Schonfrist
hinausgeschobenes 
Ende der Schonfrist

a) Freitag 10. – Montag, der 13. –

b) Sonntag – Montag, der 11. Donnerstag, der 14. –

c) Mittwoch 10. – – Montag, der 15.

Das Finanzamt kann Säumniszuschläge 
(teilweise) erlassen, wenn die Erhebung „unbillig“ 
wäre (§ 227 AO). Dies kann z. B. der Fall sein, wenn 
wegen einer plötzlichen Erkrankung eine pünktliche 
Zahlung nicht möglich war oder bei Zahlungsun
fähigkeit bzw. wirtschaftlichen Engpässen. 

Ein Erlass von Säumniszuschlägen kommt 
auch in Betracht, wenn dem Fristversäumnis ein 
offenbares Versehen zugrunde liegt und der 
Steuerpflichtige ansonsten ein „pünktlicher“ 
Steuerzahler ist. Zu beachten ist hierbei allerdings, 
dass ein Steuerzahler, der die oben genannte 
3-tägige Schonfrist „laufend“ ausnutzt, nicht als 
pünktlicher Zahler im Sinne dieser Regelung gilt.29 

Bei Zahlung nach dem Fälligkeitstermin, aber 
innerhalb der Schonfrist werden somit zwar keine 
Säumniszuschläge festgesetzt; allerdings kann jedes 
Ausnutzen der Schonfrist die Erlasswürdigkeit des 
Steuerzahlers – auch im Fall eines nur einmaligen 
Überschreitens der Frist – mindern.

7	� ERLASS VON SÄUMNISZUSCHLÄGEN FÜR „PÜNKTLICHE“  
STEUERZAHLER

Werden Steuerzahlungen (z. B. für die Fest
setzung bzw. Vorauszahlung von Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer) nicht fristgemäß entrichtet, 
entstehen „automatisch“ – allein aufgrund des 
Zeitablaufs – Säumniszuschläge; diese betragen 
grundsätzlich 1 % 27 des abgerundeten rück
ständigen Steuerbetrags für jeden angefangenen 
Monat.

Erfolgt die Zahlung des Steuerbetrags durch 
Überweisung, werden Säumniszuschläge nicht 
erhoben, wenn der Fälligkeitstag (bei Voraus
zahlungen in der Regel der 10. eines Monats) 

lediglich um bis zu 3 Tage überschritten wird 
(sog. Schonfrist); entscheidend ist die Gutschrift 
auf dem Konto der Finanzverwaltung.

Eine Besonderheit gilt bei Fälligkeitssteuern 
(z. B. Umsatzsteuer-Voranmeldung, Lohnsteuer
anmeldung): Hier werden Säumniszuschläge nicht 
vor Abgabe der Anmeldung festgesetzt.28

Fallen Fälligkeitstag oder das Ende der 
3-tägigen Schonfrist auf einen Samstag, Sonntag 
oder einen Feiertag, verschieben sich die jeweils 
betroffenen Termine auf den folgenden Werktag 
(§ 240 i. V. m. § 108 Abs. 3 AO).
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Allgemeine Steuerzahlungstermine im August

Fälligkeit1 		  Ende der Schonfrist

Mo.	 12.08.2	 Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 3 	 15.08.4

		  Umsatzsteuer  5	 15.08.4

Do.	 15.08.4	 Gewerbesteuer	 19.08.6

		  Grundsteuer  7 	 19.08.6

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der Finanzbehörde.  
Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin eingereicht werden.

	 1	� Lohnsteuer-Anmeldungen bzw. Umsatzsteuer-Voranmeldungen müssen bis zum Fälligkeitstag abgegeben werden,  
da sonst Verspätungszuschläge entstehen können. 

	 2	� Die Fälligkeit verschiebt sich auf den 12.08., weil der 10.08. ein Samstag ist.

	 3	� Für den abgelaufenen Monat.

	 4	� Dort, wo der 15.08. ein regionaler Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, verschiebt sich die Fälligkeit auf den 16.08. bzw. das Ende der 
Schonfrist auf den 16.08.

	 5	� Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat bzw. das 2. Kalendervierteljahr 2024.

	 6	� Die Schonfrist endet am 19.08., weil der 18.08. ein Sonntag ist.

	 7	� Vierteljahreszahler, ggf. Halbjahres- und Jahreszahler (siehe § 28 Abs. 1 und 2 GrStG).
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